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Zusammenstellung 


des 

Entwurfs eines Gesetzes zur Verlängerung 
der Geltungsdauer des Bewirtschaflungsnotgesetzes 

- Nr. 992 der Drucksachen - 

mit den 

Beschlüssen des 19. Ausschusses 


Entwurf 


§ 2 

Die Verlängerung der Geltungsdauer der in § 1 

genannten gesetzlichen Vorschriften wird auf folgende 

Erzeugnisse beschränkt: 

1. Getreide, einschließlich Saatgetreide, Futtermittel 
und Erzeugnisse aus Getreide und Futtermitteln, 

2. Milch, Milcherzeugnisse, öle und Fette tierischer 
und pflanzlicher Herkunft sowie Ölsaaten und 
Ölfrüchte, 

3. Zuckerrüben, Zucker und sonstige Erzeugnisse 
aus Zuckerrüben, 

4. Eier. 


§ 3 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Juli 1950 
in Kraft. 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 


§ 2 

Die Verlängerung der Geltungsdauer der in § 1 
genannten gesetzlichen Vorschriften wird auf fob 
gende Erzeugnisse beschränkt: 

1. Getreide, einschließlich Saatgetreide, Futtermittel 
und Erzeugnisse aus Getreide und Futtermitteln, 

2. Milch, Milcherzeugnisse, öle und Fette tierischer 
und pflanzlicher Herkunft sowie Ölsaaten und 
Ölfrüchte, 

3. Zuckerrüben, Zucker und sonstige Erzeugnisse 
aus Zuckerrüben, 

4. Eier, 

5. Fleisch, Fleischwarcn und Speck, soweit es sich 
um die Abgabe und die Abrechnung der für 
das 1. Halbjahr 1950 bewilligten Spitzenzulage 
für den Kohlenbergbau handelt. 

§ 3 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Juli 19 SO, 
hinsichtlich der Strafbestimmungen jedoch erst am 
Tage seiner Verkündung in Kraft. 



